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Ein Pfarreiblatt für jeden Haushalt 
Das Parlament der katholischen Landeskirche befürwortet die ldee des Kirchenrates, die Finanzierung des Pfarrblattes 
über di e Landeskirche zu regeln. Das ermoglicht eine einheitliche Verteilung und ei ne einfachere redaktionelle Beteiligung. 

SILVAN MEILE 

WEINFELDEN. Irn Parlament der 
katholischen Landeskirche regte 
sich gestem ungewohnt starker 
Widerstand. Gegen die vom Kir­
chenrat vorgeschlagene Neure­
gelung der Finanzierung des 
Pfarreiblattes erhoben sich in 
der Synode mehrere kritische 
Stimmen. Um das «Forum Kir­
che» als kantonsweites Publika­
tionsorgan in eine gesicherte Zu­
kunft zu führen, beantragte der 
Kirchenrat, dass künftig nicht 
mehr die Pfarreien die Abos 
finanzieren, sondem die Lan­
deskirche dafür zustandig sei. 

Darnit reagierte der Kirchen­
rat auf die Drohung einzelner 
Kirchgemeinden, den Pfarrei­
blatt-Verbund zu verlassen. Mit 
der neuen Regelung soll jeder 
katholische Kirchbürger das 
Pfarreiblatt in seinen Haushalt 
geschickt bekommen. Der Vor­
schlag gründet auf einer Motion 
des Frauenfelder Pfarrers Bene­
dikt Wey. Bis anhin war der Ver­
sand des Blattes nicht in jeder 
Pfarrei gleich geregelt. Einzelne 
Kirchgemeinden verschickten 
das <<Forum Kirche» bisher offen­
sichtlich nur auf expliziten 
Wunsch, Arbon hat gar ein eige­
nes Blatt herausgebracht. 

«Mehr als ein Schõnheitsfehler» 

Doch einige Kirchenparla­
mentarier sahen an der gestrigen 
Synode in Weinfelden durch die­
ses Vorgehen des Kirchenrates 
die einzelnen Kirchgemeinden 
übergangen. <<Die Synode sollte 
nicht über die Kõpfe der Kirch­
gemeinden entscheiden>>, warn­
te Dominik Diezi (Stachen). Er 
rief dazu auf, nicht auf das Ge­
schaft einzutreten und dieses an 
den Kirchenrat zur Überarbei­
tung zurückzuweisen. Vielmehr 
sollen in dieser Angelegenheit 
zuerst die einzelnen Kirchge­
meinden angehõrt werden, was 
der Kirchenrat bisher nicht ge­
macht habe. <<Das ist mehr als 
nur ein Schõnheitsfehlen>, sagte 
Diezi. 
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Dominik Diezi pladiert dafür, nicht auf das Pfarrblatt-Geschaft einzutreten und stattdessen die Meinung der Kirchgemeinden anzuhoren. 

Reformen seien nicht mõg­
lich, wenn zu viele Parteien ein­
bezogen seien, entgegnete Kir­
chenrãtin Marie-Anne Rutishau­
ser. «Müssen wir warten, bis j e de 
Kirchgemeinde Ja sagt?», fragte 
sie rhetorisch. An d er Faktenlage 

andere auch eine Vemehrnlas­
sung nichts. Den Reformbedarf 
verdeutlichte Rutishauser auch 
an der Tatsache, dass es für die 
Kirchgemeinden derzeit nur 
über den Pfarrer mõglich sei, 
redaktionellen Einfluss auf das 

Seelsorge-Mitarbeiter Keine Einigkeit 
mit dem Bistum am runden Tisch 
Am runden Tisch zur Frage der 
Seelsorge-Mitarbeiter kam es 
zu keiner Losung. Das Bistum 
sagt weiterhin Nein. Gegen den 
Willen des Bistums führte die 
Landeskirche Thurgau Kurse für 
bezahlte Seelsorge-Mitarbeiter 
durch. Das Bistum lehnt solche 
aber ab und mochte weiterhin 
auf Freiwilligenarbeit setzen. 
V o ran kommt jedoch di e Revi-

sion des Gesetzes über die 
Organisation der Katholischen 
Landeskirche des Kantons 
Thurgau. Bisher habe die ent­
sprechende Kommission den 
Ânderungs-Bedarf diskutiert. 
Ei ne Abstimmung dafür ist für 
Februar 2018 vorgesehen. Nach 
dem Ja des Grossen Rates 
konnte es etwa per 2020 
in Kraft treten. (sme.) 

Pfarreiblatt nehmen zu kõnnen. 
Das würde sich mit der neuen 
Regelung ãndem. Thomas Iten, 
Prãsident der Kirchgemeinde Bi­
schofszell, begrüsste den Vor­
schlag des Kirchenrates und 
nannte ihn eine Win-win-Situa­
tion: «Die vorliegende Lõsung 
hat für uns alle nur Vorteile.>> 

Pfarrblattkostet l,l Millionen 

Dominik Diezis Empfehlung 
aufNichteintreten des Geschafts 
fand dennoch viel Gehõr imPar­
lamentssaal. An einer ersten Ab­
stimmung siegte sein Antrag auf 
Nichteintreten mit 35 zu 34 Stim­
men bei 4 Enthaltungen. Das 
führte zu leichter Verwirrung im 
Saal, da eingangs der Synode­
sitzung 83 Stimmberechtigte ge­
zãhlt wurden. Deshalb wurde di e 
Abstimmung wiederholt, wobei 
sich plõtzlich die Mehrheit mit 
40 zu 38 Stimmen bei 3 Enthal-
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tungen für Eintreten aussprach. 
Synodenprãsident Alois Schwa­
ger verkündete bereits das er­
folgreiche Eintreten. Doch der 
Ruf eines Votanten, <<die Zahlen 
stimmen wieder nicht», unter­
brach dieses Vorhaben. Das ver­
anlasste Schwager eine dritte 
Abstimmung durchzuführen -
per Namensaufruf. Dabei ent­
schied sich die Synode schliess­
lich für Eintreten. 

Die Detailberatung gab kaum 
noch zu Diskussionen Anlass. 
D en Antrag des Kirchenrates zur 
Finanzierung des Pfarrblattes 
<<Forum Kirche» durch die Lan­
deskirche wurde grossmehrheit­
lich angenommen. Somit über­
nimmt die Landeskirche die da­
für nõtigen Kosten von 1,1 Mil­
lionen Franken jãhrlich. Dank 
der guten Finanzlage muss dafür 
der Steuerfuss nur leicht ange­
hoben werden. 

Thurgau 21 

Für jugendliche 
zahlen Herz und 
Leidenschaft 
WEINFELDEN. über 130 Personen 
haben sich beim Netzwerktref­
fen der Verantwortlichen für die 
Kinder- un d Jugendfõrderung im 
Lebensraum Thurgau ausge­
tauscht. Das Thema war <<Partizi­
pation von Kindem und Jugend­
lichen in der Gemeinde, Schule 
und Nachbarschaft>>. Die Fach­
stelle für Kinder-, Jugend- und 
Farnilienfragen hatte zum drit­
tenmal zu diesem Anlass einge­
laden. Neben sieben Jugendli­
chen waren Politische Gemein­
den, Schulgemeinden, Kirchge­
meinden, verschiedene Jugend­
verbãnde, Kinder- und Jugend­
fachstellen, verschiedene Insti­
tutionen sowie regionale und 
kantonale Organisationen ver­
treten. 

Recht aufinforrnation 

Wie <<Partizipation für, mit 
und von Kindem und Jugend­
lichen>> gelingen kann, wurde 
anhand dreier <<Best Practice>>­
Kurzprãsentationen der Stadt 
Arbon, der Organisation Info­
klick.ch und der Cevi Ostschweiz 
nãher erlãutert. Die fachliche 
Basis legte e in Re f era t von S te fan 
Tittmann vom Institut für Soziale 
Arbeit der FHS St. Gallen. Er 
prãsentierte den Anwesenden 
die verschiedenen Partizipati­
onsstufen wie zum Beispiel das 
Recht auf Informationen, die 
Pflicht, Informationen zu geben, 
oder das Recht, angehõrt zu wer­
den. Er sagte: «Partizipation ist 
ein Grundrecht der Kinder und 
Jugendlichen.» Er motivierte die 
Anwesenden, diese Partizipation 
zu ermõglichen und diese 
Grundhaltung zu leben. 

Die Meinung der Jugendlichen 

Sieben Jugendliche bildeten 
eine Resonanzgruppe und wur­
den im Laufe des Abends imrner 
wieder nach ihren Meinungen 
gefragt. Sie forderten die Er­
wachsenen auf, nicht zu lange an 
Prozessen und Konzepten zu 
arbeiten und ein Nein von den 
Jugendlichen zu akzeptieren. 
«Zahlen interessieren uns nicht, 
für uns zãhlt Leidenschaft und 
Herz>>, sagten sie. (red.) 

Die Dienstpflicht ist erfüllt · · Lehrerverband p lan t Lohnldage 
Für 607 Angehorige der Armee hiess es am Mittwoch zum letztenmal 
Abtreten. Sie wurden in Marstetten aus dem Militardienst entlassen. 
CHRISTOF LAMPART 

Die Delegierten von Bildung Thurgau sind für eine Lohnklage zugunsten 
der altrechtlichen Lehrpersonen Textiles Werken und Hauswirtschaft. 
WERNER LENZIN Eine zweijãhrige Vorberei­

tungszeit und vier Jahre für die 
Umsetzung kündigte Regie­
rungsrãtin Monika Knill mit 
Blick auf den Lehrplan Volks­
schule Thurgau an. Weiter sagte 
Knill, die Arbeit im Zusammen­
hang mit d em neuen Sprachkon­
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MÃRSTETTEN. Aufgeteilt nach Ge­
meinden und in acht Blõcken 
ging die Prozedur gut organisiert 
und speditiv vonstatten. Wer 
zum ersten Zyklus gehõrte, wel­
chervon der Chefin des Departe­
ments für Justiz und Sicherheit, 
Regierungsrãtin Comelia Kom­
posch, und dem Kreiskomman­
danten Oberstleutnant Gregor 
Kramer, mit Dank und in Ehren 
entlassen wurde, betrat frühes­
tens um 10 Uhr die Mehrzweck­
halle Weitsicht in Mãrstetten; die 
letzte Abteilung war um 17 Uhr 
an der Reihe. 

stellungsklage, kombiniert mit 
wenigen Einzelklagen gegen die 

WEJNFELDEN. Gemãss Prãsidentin tiefere Einstufung d er altrecht­
Anne Varenne bemãngeln Bil- lichen Werk- und Hauswirt­
dung Thurgau und die betroffe- schaftslehrerinnen, einzurei­
nen Lehrpersonen Textiles Wer- chen. Bevor die Verbandsklage 
ken und Hauswirtschaft mit der im Frühling 2016 gestartet wird, 
altrechtlichen seminaristischen soll ein letzter politischer Vor­
Ausbildung deren Einstufung im stoss im Grossen Rat des Kan­
Lohnband. «Obwohl die Lehr- tons Thurgau und bei der Erzie­
personen deutlich und aner- hungsdirektoren-Konferenz = 

zept sei abgeschlossen. ..- --; 
~ 
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603 Manner und vier Frauen gaben ihre Militarausrüstung ab. 

Weitere Mitglieder 

kannt mehr Fachwissen und Er- Anerkennung dieser altrechtli- Die wichtigste Ãnderung in 
fahrung besitzen, sind sie tiefer chen Diplome erfolgen. Nach den Statuten betrifft die Erweite­
eingestuft als neu an d er Pada- wenigen kurzen Voten unterstüt- rung des Mitgliederkreises. Pãd­
gogischen Hochschule ausgebil- zen die Delegierten einstimmig agogisch ausgebildete Bildungs­
dete Lehrpersonen mit einer d en Antrag der Geschãftsleitung, fachleute, di e eine mit d er Schule 
Lehrbefãhigung in diesen Fã- eine Lohnklage gegen die tiefere Thurgau eng verbundene Tãtig- _ 
chem>>, sagte die Prãsidentin zu Einstufung der altrechtlich aus- keit ausüben, sollen neu als Ak-

.. . den 81 Teilnehmern und Gãsten gebildeten Lehrpersonen im tivmitglieder zugelassen werden. 
Nicht selbstverstandlich te Komposch. Sie dürften sich sind auch Straftaten wie Cyber- der Delegiertenversamrnlung Textilen Werken, Werken und «Personen, die diese Tãtigkeit 

Dazwischen lagen das Anste- glücklich schãtzen, das s si e in kriminalitãt, di e innere Sicher- von Bildung Thurgau. Hauswirtschaft einzureichen. ni eh t mehr ausüben o d er si eh im 
hen in der Schlange, die Rück- ihrer Aktivzeit nie einen Ernstfall heit, die Migration und der zu- . . . Studium befinden, wie auch Per-
gabe d er gesamten Ausrüstung, hãtten bestehen müssen. Dass nehmende Verlust einer nati o- 146 stehen nnt Namen dazu Mitemander statt Strukturen sonen, di e di e Haltungen, P osi-
eventuell ein kurzer Aufenthalt dies alles andere als selbstver- nalen Identitãt Dinge, welche 176 Lehrpersonen mit alt- «Den nationalen Zusammen- tionen und Zielsetzungen von 
in der militãrinternen Kaffee- stãndlich sei, sehe man gegen- heute viele Menschen beschãfti- rechtlicher Lehrbefãhigung be- halt erreichen wir nicht mit dem Bildung Thurgau unterstützen, 
stube und schliesslich die letzten wãrtig im Ausland, wo Terroris- gen>>, erklãrte die Regierungs- teiligten sich dieses Jahr an einer Festlegen von Strukturen, son- aber keine pãdagogische Grund­
Ansprachen, ein letztes Mal «Ru- mus und Flüchtlingsproblematik rãtin. Sie hoffe schwer, dass sich Umfrage. 146 von ihnen sind be- dern mit einem Miteinanden>, ausbildung haben, sollen Passiv­
hen!» und final ein flotter Ab- viele Gesellschaften nicht nur viele, welche nun aus der Armee reit, mit ihrem Namen und ihrer sagte Varenne. Sie spielte darnit mitglied werden kõnnem>, bean-
gang. Comelia Komposch ver- fordern, sondem zeitweise auch ausscheiden, sich auch in der Unterschrift mit Einzelklagen auf den Entscheid an, wonach tragt die Geschaftsleitung. Die-
weilte wãhrend des ganzen Tages überfordern würden. Zukunft für staatsbürgerliche die Verbandsklage von Bildung das Friihfranzõsisch ab 2017 l sem Vorschlag setzte sich der 
am Ort des Geschehens und . Belange einsetzten. «Wir brau- Thurgau zu unterstützen. Die 2018 in der Primarschule auslau- Delegierte Hansueli Steinmann 
drückte allen Soldaten- und vier VIel Bedrohungen chen Sie als positiv denkende Geschaftsleitung beantragt den fen soll. «Wir stãrken die zweite entgegen und sein Antrag, dass 
Soldatinnen- den Dank der gan- «Wir haben es heute mit vie- und handelnde Staatsbürgen>, Delegierten aufgrund einer Ge- Landessprache auf der Sekun- ohne pãdagogische Ausbildung 
zen Regierung aus. Si e hoffe, l en neuen Bedrohungsformen zu richtete Komposch einen Appell samtbetrachtung d er Prozess- darstufe mit einem Modell, das au eh ke ine Passivmitgliedschaft 
dass sich viele geme an den Mili- tun. Neben dem Terrorismus, an die jungen Mãnner und Frau- aussichten und der erfolglosen ein intensives Sprachentraining mõglich ist, wurde mit grosser 
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tãrdienst zurückerinnerten, sag- welcher an erster Stelle steht, en. politischen Vorstõsse eine Fest- ermõglicht>>, sagte Varenne. Mehrheit angenommen. / 
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